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In eigener Sache 

Resolution auf APF verabschiedet 
Im Rahmen des diesjährigen Asylpolitischen Fo-
rums (APF), welches, organisiert von der Ev. Aka-
demie Villigst in Zusammenarbeit mit dem 
Flüchtlingsrat NRW, Amnesty International, PRO 
ASYL, der Diakonie RWL und der Ökumenischen 
Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche, 
vom 07.12.-09.12.2018 durchgeführt wurde, ver-
abschiedeten die Teilnehmenden eine 16 Punkte 
umfassende Resolution. Die Forderungen, unter 
anderem nach der Abkehr von der derzeitigen 
ausreise- und abschiebungsorientierten Flücht-
lingspolitik und einer Senkung der Aufenthalts-
dauer in Landesunterkünften, werden im Nach-
gang an die zuständigen Entscheidungsträgerin-
nen in NRW herangetragen. 
 
FRNRW - Resolution der Teilnehmenden des Asyl-
politischen Forums 2018 (10.12.2018) 
 
 
EuGH-Urteil umsetzen – Familiennachzug 
ermöglichen 
Am 05.12.2018 gaben die Landesflüchtlingsräte, 
Juristische Menschenrechtsarbeit in Deutschland 
JUMEN e.V., der Bundesfachverband unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (BumF) und PRO ASYL 
eine gemeinsame Presseerklärung heraus. Die 
Organisationen wenden sich gegen die Praxis, 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (UMF) 
das Recht auf Elternnachzug zu verwehren, sollten 
die Kinder vor der Erteilung der Visa volljährig 
werden. In einem wegweisenden Urteil vom 
12.04.2018 (C-550/16) hatte der Gerichtshof der 
Europäischen Union (EuGH) entschieden, dass es 
für die Minderjährigkeit auf den Zeitpunkt des 
Asylantrags ankomme, da es nicht von der Bear-
beitungsdauer eines Asylantrages durch die Be-
hörden abhängen dürfe, ob ein Anspruch auf El-
ternnachzug bestehe. 
Gleichwohl werde in Deutschland die bisherige 
Praxis beibehalten. Die Weigerung des Auswärti-
gen Amts, dieses Urteil umzusetzen, müsse drin-
gend beendet werden und die Bundesregierung 
habe für Klarheit zu sorgen. 
 

Landesflüchtlingsräte, BumF, JUMEN, PRO ASYL - 
Immer nur dann EU, wenn es in die politische 
Agenda passt? (05.12.2018) 
 
EuGH - Urteil (Az.: C-550/16) (12.04.2018) 
 
 
FR NRW: Brief an Ministerpräsidenten 
Laschet zum Fachkräfteeinwanderungsge-
setz 
In einem Brief an Ministerpräsident Laschet vom 
29.11.2018 anlässlich der bevorstehenden Minis-
terpräsidentenkonferenz kritisierte der 
Flüchtlingsrat NRW den Referentenentwurf zum 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Die Neuregelung 
der Ausbildungsduldung und die Ausweitung von 
Arbeitsverboten würden den Ausreisedruck für 
Betroffene erhöhen und ihnen den Zugang zum 
Arbeitsmarkt mittelfristig versperren. Des Weite-
ren sei die Einführung einer Beschäftigungsdul-
dung, wie sie im Entwurf stehe, nur eine „Nebel-
kerze“. Sie sei nur auf wenige Menschen anzu-
wenden, die überdies auf Grundlage der bisheri-
gen rechtlichen Regelungen ohnehin schon eine 
Aufenthaltsperspektive hätten. 
Da es den Ländern schon seit Langem wichtig sei, 
eine aufenthaltsrechtliche Lösung für abgelehnte 
Asylsuchende zu finden, die sich in Ausbildung 
und/oder Beschäftigung befinden, fordert der FR 
NRW, dass Laschet sich für eine deutliche Verbes-
serung der im Entwurf beschriebenen Maßnah-
men einsetzt. 
 
FR NRW - Brief an Ministerpräsident Laschet 
(29.11.2018) 
 
Referentenentwurf Fachkräfteeinwanderungsge-
setz (26.11.2018) 
 
 
Ehrenamtspreis des Flüchtlingsrates NRW 
geht an Initiative aus Bedburg-Hau 
Am 17.11.2018 verlieh der Flüchtlingsrat NRW (FR 
NRW) zusammen mit den Kooperationspartnerin-
nen Amnesty International und dem DGB NRW 
den diesjährigen Ehrenamtspreis an den Auslän-

https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/resolution-der-teilnehmenden-des-asylpolitischen-forums-2018.html
https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/resolution-der-teilnehmenden-des-asylpolitischen-forums-2018.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20181205_Pressemitteilung_Familiennachzug_-_Deutschand_ignoriert_EuGH-Urteil.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20181205_Pressemitteilung_Familiennachzug_-_Deutschand_ignoriert_EuGH-Urteil.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20181205_Pressemitteilung_Familiennachzug_-_Deutschand_ignoriert_EuGH-Urteil.pdf
http://curia.europa.eu/juris/celex.jsf?celex=62016CJ0550&lang1=de&type=TXT&ancre
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/20181129_MP_Laschet_FKEG.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/20181129_MP_Laschet_FKEG.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/181126_FEG_Referentenentwurf.docx
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/181126_FEG_Referentenentwurf.docx
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derinitiativkreis der Katholischen Kirchengemein-
de Heiliger Johannes der Täufer Bedburg-Hau. Der 
Initiativkreis ist seit 1993 in der Flüchtlingsarbeit 
aktiv. Vor allem das unermüdliche Engagement in 
einer ländlichen Region, in der lange eine äußerst 
restriktive Flüchtlingspolitik gemacht wurde und 
der Einsatz für strukturelle Veränderungen auf 

kommunaler Ebene hätten die Jury beeindruckt, 
begründete Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des 
FR NRW, die Entscheidung. 
 
FR NRW - Ehrenamtspreis des Flüchtlingsrates 
NRW geht an Initiative aus Bedburg-Hau 
(20.11.2018) 

Aus aktuellem Anlass 

Kampagne zur „Freiwilligen Rückkehr“ des 
BMI 
Mit einer bundesweiten Plakatkampagne unter 
dem Motto „Dein Land. Deine Zukunft. Jetzt!“ 
bewirbt das Bundesministerium des Innern (BMI) 
derzeit die Rückkehr- und Reintegrationspro-
gramme. Bis zum 31.12.2018 könne man sich bis 
zu zwölf Monate „zusätzlich Kosten für die Woh-
nung im Herkunftsland sichern“, heißt es auf den 
Plakaten. Lediglich in den FAQ’s auf der eigenen 
Website betont die Bundesregierung, dass sich die 
Kampagne an Ausreisepflichtige richtet. 
In einem Interview mit Deutschlandfunk Kultur 
vom 27.11.2018 kritisierte der Direktor des Berli-
ner Instituts für empirische Integrations- und Mig-
rationsforschung, Herbert Brücker, die Kampagne. 
Der Slogan „Dein Land. Deine Zukunft. Jetzt!“ sei 
falsch und zynisch, da viele, die zurückkehren 
müssten, gar keine Zukunft im Herkunftsland hät-
ten. Rückkehrberatung sei grundsätzlich sinnvoll, 
müsse aber ehrlich über die schwierigen Verhält-
nisse in den Herkunftsländern informieren und bei 
der Unterstützung mit deutlich mehr Finanzmit-
teln ausgestattet werden, als dies aktuell der Fall 
sei. Um die Menschen wirklich zu unterstützen, 
müssten komplexe Programme in der Entwick-
lungszusammenarbeit geschaffen werden, die 
jedoch in Ländern wie Afghanistan aufgrund der 
Sicherheitslage gar nicht möglich seien. Die Kam-
pagne sei eher ein Signal an die eigene Bevölke-
rung, die sehen solle, dass die Politik „etwas tue“. 
 
BMI - Top-Thema: Freiwillig zurück ins Heimatland 
gehen 
 
Deutschlandfunk Kultur - Echte Hilfe zur Rückkehr 
geht anders (27.11.2018) 

DFG-Studie zu Polizeigewalt 
An der Ruhr-Universität Bochum (RUB) führt eine 
Projektgruppe ein von der Deutschen Forschungs-
gesellschaft (DFG) gefördertes Forschungsprojekt 
eine Studie zu Erfahrungen mit rechtswidriger 
Polizeigewalt durch. Das Projekt möchte insbe-
sondere Viktimisierungsprozesse, Anzeigeverhal-
ten und die Dunkelfeldstruktur untersuchen. 
Menschen, die rechtswidrige körperliche Gewalt 
seitens der Polizei in Deutschland erfahren haben, 
können an der anonymen Online-Befragung teil-
nehmen. Den Online-Fragebogen gibt es in 
Deutsch, Englisch, Französisch und Arabisch. 
 
DFG-Projekt KviAPol - Körperverletzung im Amt 
durch Polizeibeamte 
 
DFG-Projekt KviAPol - Flyer 
 
 
UN-Migrationspakt beschlossen 
Am 10.12.2018, dem Tag der Menschenrechte, 
haben nach einem Bericht von tagesschau.de vom 
gleichen Tag 164 Staaten, darunter Deutschland, 
auf der UN-Konferenz in Marrakesch den UN-
Migrationspakt offiziell verabschiedet. Damit wür-
den zum ersten Mal in einem Abkommen globale 
Richtlinien für die internationale Migrationspolitik 
festgelegt. Das Abkommen, das rechtlich nicht 
bindend, aber politisch verpflichtend sei, enthalte 
23 Ziele, um illegale und ungeordnete Migration 
durch internationale Zusammenarbeit zu verhin-
dern und Migration für die Menschen sicherer zu 
machen. An den Verhandlungen über den Pakt 
seien insgesamt 192 Staaten beteiligt gewesen. 28 
Länder, darunter die USA, Österreich und Ungarn, 
hätten den Pakt letztendlich abgelehnt. Auch in 

https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/ehrenamtspreis-des-fluechtlingsrates-nrw-geht-an-initiative-aus-bedburg-hau.html
https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/ehrenamtspreis-des-fluechtlingsrates-nrw-geht-an-initiative-aus-bedburg-hau.html
https://www.frnrw.de/top/artikel/f/r/ehrenamtspreis-des-fluechtlingsrates-nrw-geht-an-initiative-aus-bedburg-hau.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/topthemen/DE/topthema-freiwillige-rueckkehr/topthema-freiwillige-rueckkehr.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/topthemen/DE/topthema-freiwillige-rueckkehr/topthema-freiwillige-rueckkehr.html
https://www.deutschlandfunkkultur.de/migrationsforscher-ueber-plakataktion-des-innenministeriums.1008.de.html?dram:article_id=434301
https://www.deutschlandfunkkultur.de/migrationsforscher-ueber-plakataktion-des-innenministeriums.1008.de.html?dram:article_id=434301
https://vmits0151.vm.ruhr-uni-bochum.de/kviapol.rub.de/
https://vmits0151.vm.ruhr-uni-bochum.de/kviapol.rub.de/
https://vmits0151.vm.ruhr-uni-bochum.de/kviapol.rub.de/index.php/material
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Deutschland habe es zuvor heftige Diskussionen 
innerhalb des Bundes gegeben. So habe die CDU 
gegen eine Zustimmung votiert.

Tageschau: Umstrittenes Abkommen 164 Länder 
für UN-Migrationspakt (10.12.2018) 

Aus den Initiativen

Gewaltopfer vor Sozialgericht erfolgreich 
Am 04.12.2018 berichtete die Opferberatung 
Rheinland (OBR) in einer Pressemitteilung über 
die erfolgreiche Klage eines Beratungsnehmers 
der OBR gegen die Anrechnung seiner Verletzten-
rente auf Leistungen nach dem AsylbLG. Der Bera-
tungsnehmer sei durch einen rassistischen Angriff 
auf der Arbeit schwer verletzt worden und bezie-
he seitdem eine Verletztenrente der Berufsgenos-
senschaft. Das Sozialgericht habe nun entschie-
den, dass das Vorgehen des Sozialamtes, diese 
Verletztenrente auf die dem Kläger gewährten 
Leistungen nach dem AsylbLG anzurechnen, 
rechtswidrig sei. Sie rate daher Betroffenen ver-
gleichbarer Fälle, ihre Bescheide genau zu prüfen 
und sich im Zweifelsfall an Beratungsstellen oder 
an Fachanwält*innen zu wenden. 
 
FR NRW - Anerkennung durch Sozialamt – Klage 
gegen volle Anrechnung der Verletztenrente er-
folgreich (04.12.2018) 
 
 

Theater gegen AnkER-Zentren 
Die Halterner Zeitung berichtete am 04.11.2018 
von einer Aktion des Asylkreises Haltern gegen 
sogenannte AnkER-Zentren am gleichen Tag in der 
Halterner Innenstadt. Ehrenamtliche hätten im 
Rahmen eines, von einem Theaterpädagogen der 
Ruhrfestspiele Recklinghausen entwickelten, sze-
nischen Straßentheaters den belastenden Alltag in 
einem AnkER-Zentrum dargestellt. Der Asylkreis 
habe dafür das Modell eines AnkER-Zentrums 
gebaut. Nach Meinung des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes und des Asylkreises sei die Situa-
tion in den Landesunterkünften in NRW vergleich-
bar. Zum Ziel des Projekts sagt Dr. Marion Lillig, 
Flüchtlingsreferentin beim Caritasverband Hal-
tern/Datteln, gegenüber der Halterner Zeitung: 
„Ankerzentren werden ohne Not geschaffen. Wir 
hoffen, dass die Politik umdenkt, wenn die Bürger 
sich zu Wort melden“. Weitere Aufführungen sol-
len folgen. 
 
Halterner Zeitung - Ankerzentren. Asylkreis protes-
tiert mit Straßentheater gegen Flüchtlings-Politik 
(04.11.2018)

Europa 

Verschärfung der italienischen Einwande-
rungspolitik 
Die italienische Regierung hat per Dekret vom 
05.10.2018 ihre Einwanderungspolitik drastisch 
verschärft und das Asylrecht eingeschränkt. Das 
„Decreto Salvini“, welches nach dem äußerst 
rechtskonservativen Innenminister Matteo Salvini 
benannt ist, sieht nach Angaben der Deutschen 
Welle vom 07.11.2018 unter anderem vor, dass 
die meisten Asylsuchenden künftig in großen Auf-
fangzentren untergebracht werden sollen. Auch 
sollen künftig als „gefährlich“ eingeschätzte Asyl-
bewerberinnen durch ein Eilverfahren schneller 

abgeschoben werden können. Le Monde 
diplomatique erläuterte in der Novemberausgabe 
2018 weitere Folgen des Dekrets. Die Möglichkeit, 
einen Schutzstatus zu bekommen, solle massiv 
eingeschränkt werden, wenn keine individuelle 
Verfolgung vorliege Die kommunalen „SPRAR“- 
Aufnahmeeinrichtungen stünden nur noch 
Schutzberechtigten zur Verfügung. In Zukunft solle 
bei einer gerichtlichen Verurteilung in erster In-
stanz, beispielsweise wegen Diebstahls oder Dro-
genhandels, der Anspruch auf Asyl entzogen wer-
den. Außerdem solle die maximale Dauer der Ab-
schiebungshaft von 90 Tagen auf 180 Tagen ver-

https://www.tagesschau.de/ausland/un-migrationspakt-127.html
https://www.tagesschau.de/ausland/un-migrationspakt-127.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/anerkennung-durch-sozialamt-klage-gegen-volle-anrechnung-der-verletztenrente-erfolgreich.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/anerkennung-durch-sozialamt-klage-gegen-volle-anrechnung-der-verletztenrente-erfolgreich.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/anerkennung-durch-sozialamt-klage-gegen-volle-anrechnung-der-verletztenrente-erfolgreich.html
https://www.halternerzeitung.de/Nachrichten/Haltern/Asylkreis-protestiert-mit-Strassentheater-gegen-Fluechtlings-Politik-1343921.html
https://www.halternerzeitung.de/Nachrichten/Haltern/Asylkreis-protestiert-mit-Strassentheater-gegen-Fluechtlings-Politik-1343921.html
https://www.halternerzeitung.de/Nachrichten/Haltern/Asylkreis-protestiert-mit-Strassentheater-gegen-Fluechtlings-Politik-1343921.html
https://www.halternerzeitung.de/Nachrichten/Haltern/Asylkreis-protestiert-mit-Strassentheater-gegen-Fluechtlings-Politik-1343921.html
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längert werden, wie aus dem Bericht von Le Mon-
de diplomatique hervorgeht. Wie die Frankfurter 
Rundschau am 29.11.2018 berichtete, seien Asyl-
bewerberinnen bis zur endgültigen Anerkennung 
von Integrationsangeboten, wie beispielsweise 
Sprachkursen oder Berufsausbildungen, ausge-
schlossen. 
In Italien gelten Dekrete ab ihrem Erlass und der 
Veröffentlichung im Amtsblatt. Die Wirkungen des 
Dekretes sind jedoch vorläufig, da die Dekrete ihre 
Wirksamkeit verlieren, wenn das Parlament sie 
nicht innerhalb von 60 Tagen nach ihrer Veröffent-
lichung in ein Gesetz umwandelt. Nun berichtete 
die Frankfurter Rundschau am 29.11.2018, dass 
das Parlament der Überführung in ein Gesetz zu-
gestimmt hat. Dieses ist seit dem 05.12.2018 in 
Kraft.  

Matteo Salvini nannte seinen Erfolg „eine Revolu-
tion, die Italiens Städten Ruhe, Ordnung, Regeln 
und Heiterkeit bringen wird“. 
 
Le Monde diplomatique - Rassismus wird Staatsrä-
son (11.2018) (kostenpflichtig) 
 
Spiegel Online - Uno warnt vor politisch geschür-
tem Hass in Italien (23.11.2018) 
 
Decreto Legge 
 
Frankfurter Rundschau - Italien bietet weniger 
Schutz für Flüchtlinge (29.11.2018) 
 
Deutsche Welle - Senat in Italien billigt schärferes 
Migrationsrecht (07.11.2018) 

Deutschland 

PRO ASYL zur „Beschleunigung des Dub-
lin-verfahrens“ 
In einer Pressemitteilung vom 20.11.2018 äußerte 
sich PRO ASYL zum Papier von Bundesinnenminis-
ter Seehofer zur „Beschleunigung des Dublin-
Verfahrens“ vom 15.10.2018. Dieses war zuvor in 
Medienberichten als „5-Punkte-Plan zur Beschleu-
nigung von Abschiebungen“ bezeichnet worden. 
Nach dem Papier sollten mehr und schneller 
Flüchtlinge in die Staaten mit EU-Außengrenzen 
abgeschoben werden, ungeachtet der oft men-
schenunwürdigen Unterbringungs- und Asylsys-
teme. Die problematischen Pläne des Innenminis-
teriums würden nichts zur „Effizienz“ des Dublin-
Systems beitragen, könnten aber sehr wohl Vor-
bild für andere Abschiebungen werden. Mit 
Nachtzeitverfügungen und elektronischem Chip-
system würde ein rigoroses Überwachungssystem 
installiert, welches auch datenschutzrechtlich 
Fragen aufwerfe. Des Weiteren befürchtet PRO 
ASYL, dass der Erwartungsdruck der Behörden bei 
der geplanten Festanstellung von ärztlichem Per-
sonal in Unterkünften und AnkER-Zentren so groß 
sei, dass die Eingestellten sich als „Abschiebeärz-
tinnen“ instrumentalisieren ließen. 
 

BMI - Vorschläge des Bundesministeriums des 
Innern, für Bau und Heimat zur Beschleunigung 
des Dublin-Verfahrens (15.10.2018) 
 
PRO ASYL - Seehofers neues »Masterplänchen« 
sorgt für Verwirrung und Chaos (20.11.2018) 
 
 
Friedrich Merz über Asylgrundrecht 
Tagesschau.de berichtete am 21.11.2018 über 
Friedrich Merz, der im Wahlkampf um den CDU-
Vorsitz eine Debatte darüber forderte, ob das 
Grundrecht auf Asyl in dieser Form im Grundge-
setz stehen bleiben könne. Deutschland sei welt-
weit das einzige Land mit einem Individualrecht 
auf Asyl in der Verfassung. 
PRO ASYL reagierte darauf in einer Pressemittei-
lung vom 22.11.2018 und warnte die CDU davor, 
Argumente von Rechtsaußen zu übernehmen. 
Sämtliche Unterzeichnerstaaten der Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK) sowie insbesondere 
die EU-Mitgliedsstaaten über Artikel 18 der 
Grundrechtecharta hätten sich verpflichtet, von 
Verfolgung bedrohte Menschen nicht abzuweisen. 
Das widerspreche der Darstellung des Grund-
rechts auf Asyl in Deutschland als Alleinstellungs-
merkmal. Merz bediene mit dieser Aussage nur 

https://monde-diplomatique.de/product_info.php?products_id=243891
https://monde-diplomatique.de/product_info.php?products_id=243891
http://www.spiegel.de/politik/ausland/italien-uno-warnt-vor-politisch-geschuertem-hass-auf-migranten-a-1240113.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/italien-uno-warnt-vor-politisch-geschuertem-hass-auf-migranten-a-1240113.html
http://www.gazzettaufficiale.it/eli/id/2018/10/04/18G00140/sg
https://www.dw.com/de/senat-in-italien-billigt-schärferes-migrationsrecht/a-46195159
https://www.dw.com/de/senat-in-italien-billigt-schärferes-migrationsrecht/a-46195159
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/BMI-Papier-Beschleunigung-des-Dublin-Verfahrens.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/BMI-Papier-Beschleunigung-des-Dublin-Verfahrens.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/BMI-Papier-Beschleunigung-des-Dublin-Verfahrens.pdf
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/seehofers-neues-masterplaenchen-sorgt-fuer-verwirrung-und-chaos/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/seehofers-neues-masterplaenchen-sorgt-fuer-verwirrung-und-chaos/
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Angstszenarien und propagiere Scheinprobleme 
aus machtpolitischem Kalkül. Damit mache er sich 
die rechte Idee eines „Schlussstriches unter die 
deutsche Vergangenheit“ zu eigen. Das Grund-
recht auf Asyl sei in das Grundgesetz geschrieben 
worden, weil viele Menschen, die vor dem deut-
schen Faschismus flohen, keine Zuflucht gefunden 
hätten. 
Am 22.11.2018 berichtete tagesschau.de, dass 
Merz nach einiger Kritik, auch aus der CDU, und 
Lob seitens der AfD, versichert habe, das Grund-
recht auf Asyl selbstverständlich nicht infrage zu 
stellen. Man müsse aber darüber debattieren, wie 
dieses Asylgrundrecht mit einem „europäischen 
Lösungsansatz gemeinsam wirken“ könne. 
 
tagesschau.de - Merz will über Asylrecht debattie-
ren (21.11.2018) 
 
PRO ASYL - Merz attackiert das Grundrecht auf 
Asyl (22.11.2018) 
tagesschau.de - "Stelle Asylgrundrecht nicht infra-
ge" (22.11.2018) 
 
 
PRO ASYL und Bundesfachverband umF 
zum Einwanderungsgesetz 
PRO ASYL und der Bundesfachverband umF 
(BumF) befürchten, dass das neue Einwande-
rungsgesetz Bildungsabbrüche fördern wird. Dies 
gaben die beiden Organisationen in einer gemein-
samen Presseerklärung vom 20.11.2018 zu be-
denken. Der in Medienberichten zitierte Kompro-
miss beim Einwanderungsgesetz schaffe nur eine 
Beschäftigungsduldung, was dazu führe, dass 
Schülerinnen und Studierende ihre Abschlüsse 
nicht machen können, da sie nur über Ausbildung 
oder Arbeit eine Duldung erhalten könnten. Dieser 
Beschäftigungszwang führe zu prekären Arbeits-
verhältnissen, was auch gesamtgesellschaftlich 
kontraproduktiv sei. Hinzu komme, dass halbtags 
Arbeitende, wie etwa Alleinerziehende und somit 
insbesondere Frauen, ausgeschlossen werden 
würden, wenn die Beschäftigungsduldung wie 
geplant eineinhalb Jahre sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung bei mindestens 35 Wo-
chenstunden voraussetze. 
Die Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung 
Asylsuchender (GGUA) hat mit Stellungnahmen 

vom 24.11.2018 und 07.12.2018 den Referenten-
entwurf ausführlich bewertet. 
 
PRO ASYL/Bundesfachverband umF - Einwande-
rungsgesetz: Geduldete Schüler/innen, Studieren-
de und Alleinerziehende dürfen nicht vergessen 
werden (20.11.2018) 
 
BMI - Referentenentwurf eines Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes (19.11.2018) 
 
FR NRW - Referentenentwurf Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz vom 26.11.2018 
 
GGUA - Keine Spur vom Spurwechsel (24.11.2018) 
 
GGUA - Wirtschaft kommt vor Mensch 
(07.12.2018) 
 
 
Gesetz zu Mitwirkungspflichten tritt in Kraft 
Am 12.12.2018 ist das „Dritte Gesetz zur Ände-
rung des Asylgesetzes“ in Kraft getreten. Damit 
sind Schutzberechtigte künftig verpflichtet, bei 
Widerrufs- und Rücknahmeverfahren mitzuwir-
ken. 
Bei Verletzung der Mitwirkungsplicht droht den 
Betroffenen Verwaltungszwang, also Zwangsgeld 
oder Zwangshaft. Möglich ist auch eine Entschei-
dung nach Aktenlage über den Widerruf oder die 
Rücknahme der Schutzberechtigung.  
Zur Debatte steht ebenfalls, die Frist zur Durch-
führung von Widerrufsverfahren für zwischen 
2015 und 2016 eingereiste Flüchtlinge von drei auf 
fünf Jahre zu verlängern. PRO ASYL kritisiert e in 
einer Pressemitteilung vom 23.11.2018 dieses 
Vorhaben und appellierte im Hinblick auf die IMK 
an die Innenministerinnen, „eine auf Integration 
ausgerichtete Weichenstellung vorzunehmen und 
den permanenten Ausreisdruck zu beenden.“ 
 
PRO ASYL - Keine Verlängerung der Frist für 
Widerrufsverfahren (23.11.2018) 
 
 
Innenministerinnen beraten über mögliche 
Abschiebungen nach Syrien 
Trotz der eindeutigen Bedenken des Auswärtigen 
Amtes zur Rückkehr nach Syrien diskutierten die 

https://www.tagesschau.de/inland/merz-asylrecht-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/merz-asylrecht-101.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/merz-attackiert-das-grundrecht-auf-asyl/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/merz-attackiert-das-grundrecht-auf-asyl/
https://www.tagesschau.de/inland/merz-asylrecht-reaktionen-103.html
https://www.tagesschau.de/inland/merz-asylrecht-reaktionen-103.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/einwanderungsgesetz-geduldete-schueler-innen-studierende-und-alleinerziehende-duerfen-nicht-vergessen-werden/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/einwanderungsgesetz-geduldete-schueler-innen-studierende-und-alleinerziehende-duerfen-nicht-vergessen-werden/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/einwanderungsgesetz-geduldete-schueler-innen-studierende-und-alleinerziehende-duerfen-nicht-vergessen-werden/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/einwanderungsgesetz-geduldete-schueler-innen-studierende-und-alleinerziehende-duerfen-nicht-vergessen-werden/
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Fachkraefte-Einwanderungsgesetz/Referentenentwurf_FEG.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Fachkraefte-Einwanderungsgesetz/Referentenentwurf_FEG.pdf
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/referentenentwurf-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html
https://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/referentenentwurf-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Fachkraefte-Einwanderungsgesetz/Keine_Spur_vom_Spurwechsel.pdf
https://www.ggua.de/aktuelles/einzelansicht/645faa6f6635a8f87ed5ea22835cb367/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=1059&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/keine-verlaengerung-der-frist-fuer-widerrufsverfahren/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/keine-verlaengerung-der-frist-fuer-widerrufsverfahren/
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Innenministerinnen von Bund und Ländern vom 
28.11.2018 bis zum 30.11.2018 in Magdeburg 
über die Möglichkeit von Abschiebungen von 
„Straftätern und Gefährdern“ nach Syrien.  
Die Tagesschau hatte am 19.11.2018 über einen 
internen Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom 
13.11.2018 berichtet. Danach bestehe in "keinem 
Teil Syriens [...] ein umfassender, langfristiger und 
verlässlicher interner Schutz für verfolgte Perso-
nen". Diese könnten sich "in keiner Weise gegen-
über staatlichen Willkürakten zur Wehr setzen". 
Rückkehrer seien einer "Gefährdung für Leib und 
Leben" ausgesetzt. Aufgrund der andauernden 
Kämpfe sei die Versorgungslage katastrophal. Der 
Zugang zur medizinischen Versorgung sei stark 
eingeschränkt. Infolge der desolaten wirtschaftli-
chen Lage sei es kaum möglich den eigenen Le-
bensunterhalt zu sichern. 
Wie das MIGAZIN am 03.12.2018 berichtete, ver-
einbarten die Innenministerinnen, den generellen 
Abschiebungsstopp nach Syrien bis zum 30. Juni 
2019 zu verlängern.  
Anlässlich der Innenministerkonferenz kritisierte 
PRO ASYL in einer Presseerklärung vom 
21.11.2018 die Praxis, immer mehr syrischen 
Flüchtlingen den Flüchtlingsschutz nach der Gen-
fer Flüchtlingskonvention (GFK) vorzuenthalten 
und ihnen stattdessen nur subsidiären Schutz zu 
gewähren. Angesichts der Brutalität des Assad-
Regimes gingen die Begründungen beispielsweise 
des Oberverwaltungsgerichtes NRW an der Reali-
tät vorbei. Syrien sei in keiner Region auf dem 
Weg „zur Normalität“. 
 
Tagesschau - "Gefährdung für Leib und Leben" 
(19.11.2018) 
 
MIGAZIN - Abschiebestopp nach Syrien verlängert 
(03.12.2018) 
 
PRO ASYL - Syrien ist nicht nur unsicher – es findet 
auch politische Verfolgung weiterhin statt 
(21.11.2018) 

Kein weiteres Ermittlungsverfahren zum Tod 
Oury Jallohs  
Zum Tod Oury Jallohs wird es keine weiteren Er-
mittlungen geben. Dies gab der sachsen-
anhaltinische Generalstaatsanwalt Jürgen Konrad 
am 29.11.2018 in einer Pressemitteilung bekannt. 
Der sierra-leonische Flüchtling Oury Jalloh war am 
07.01.2005 in einer Zelle im Polizeirevier Dessau 
verbrannt. An der Selbstmordthese seitens der 
Behörden hatten die Hinterbliebenen und die 
„Initiative Oury Jalloh“ starke Zweifel angemeldet. 
Seit einem durch die Initiative privat finanzierten 
Brandgutachten stehe fest, dass Jalloh sich nicht 
selbst angezündet haben konnte, so die Initiative 
in einer Stellungnahme vom 29.11.2018. Die Ent-
scheidung sei wenig überraschend, aber nicht 
nachvollziehbar. Staatlich unabhängige Ermittlun-
gen seien dringend notwendig. 
Generalstaatsanwalt Konrad lehnte die Beschwer-
de der Hinterbliebenen gegen die Verfahrensein-
stellung vom 12.10.2017 mit der Begründung ab, 
dass es keine Hinweise auf Fremdverschulden 
gebe. Ein Mordkomplott oder institutioneller Ras-
sismus seien „rein spekulativ“ oder „aus der Luft 
gegriffen“. 
Bereits am 25.04.2018 hatte die MDR-Sendung 
exakt über mangelnden Aufklärungswillen und 
über Polizistinnen, die aus Angst um ihren Job 
nichts zu dem Fall Oury Jalloh sagen wollten, be-
richtet. 
 
Generalstaatsanwaltschaft Naumburg - Ermitt-
lungsverfahren wegen des Todes von Ouri Jallow 
bleibt eingestellt (29.11.2018) 
 
Initiative Oury Jalloh - Ermittlungen zum Tod von 
Oury Jalloh bleiben eingestellt!! (29.11.2018) 
 
MDR exakt - Der Feuertod und die Mauer des 
Schweigens (25.04.2018) 
  

https://www.tagesschau.de/inland/syrien-abschiebungen-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/syrien-abschiebungen-101.html
http://www.migazin.de/2018/12/03/innenministerkonferenz-abschiebestopp-nach-syrien-verlaengert/?utm_source=wysija&utm_medium=email&utm_campaign=MiGAZIN+Newsletter
http://www.migazin.de/2018/12/03/innenministerkonferenz-abschiebestopp-nach-syrien-verlaengert/?utm_source=wysija&utm_medium=email&utm_campaign=MiGAZIN+Newsletter
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lngh8.html?m=AMQAACFOQO4AAcSm2D4AAFqE7KwAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBb9S197l7WuhZ4SHOpz4hNhyjwDQAEgik&b=329f69a3&e=a92ee202&x=u_HROrD7a5oW1-bKerw8bA
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lngh8.html?m=AMQAACFOQO4AAcSm2D4AAFqE7KwAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBb9S197l7WuhZ4SHOpz4hNhyjwDQAEgik&b=329f69a3&e=a92ee202&x=u_HROrD7a5oW1-bKerw8bA
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lngh8.html?m=AMQAACFOQO4AAcSm2D4AAFqE7KwAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBb9S197l7WuhZ4SHOpz4hNhyjwDQAEgik&b=329f69a3&e=a92ee202&x=u_HROrD7a5oW1-bKerw8bA
http://www.presse.sachsen-anhalt.de/index.php?cmd=get&id=898922&identifier=5f27b8e4c1f6f4b6b9e67d5b4b383ca3
http://www.presse.sachsen-anhalt.de/index.php?cmd=get&id=898922&identifier=5f27b8e4c1f6f4b6b9e67d5b4b383ca3
http://www.presse.sachsen-anhalt.de/index.php?cmd=get&id=898922&identifier=5f27b8e4c1f6f4b6b9e67d5b4b383ca3
https://initiativeouryjalloh.wordpress.com/2018/11/29/ermittlung-zum-tod-von-oury-jalloh-bleiben-eingestellt/
https://initiativeouryjalloh.wordpress.com/2018/11/29/ermittlung-zum-tod-von-oury-jalloh-bleiben-eingestellt/
https://www.mdr.de/investigativ/rueckblick/exakt/die-story/exakt-die-story-oury-jalloh-feuertod-mauer-des-schweigens100.html
https://www.mdr.de/investigativ/rueckblick/exakt/die-story/exakt-die-story-oury-jalloh-feuertod-mauer-des-schweigens100.html
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Nordrhein-Westfalen 

Landtag NRW beschließt gesetzliche Ver-
schärfungen für Flüchtlinge 
Am 12.12.2018 hat der Landtag NRW zwei Geset-
ze beschlossen, die erhebliche Auswirkungen auf 
die Situation für Flüchtlinge in NRW haben. Mit 
dem Ausführungsgesetz zu § 47 I b AsylG wird die 
Wohnverpflichtung in Landesaufnahmeeinrich-
tungen für Asylsuchende oder Menschen, deren 
Asylantrag als unzulässig oder offensichtlich unbe-
gründet abgelehnt wurde, auf bis zu 24 Monate 
verlängert. Die Neuregelung des Abschiebungs-
haftvollzugsgesetzes sieht erhebliche Verschär-
fungen im Vollzug der Abschiebungshaft vor, unter 
anderem die Einführung einer isolierten Unter-
bringung in den ersten Tagen und Sanktionsmög-
lichkeiten bei „Fehlverhalten“. 
 
45. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
(12.12.2018) 
 
 
Neues Polizeigesetz in NRW beschlossen 
Am 12.12.2018 hat der Landtag NRW das Gesetz 
zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-
Westfalen beschlossen. Nach anhaltender Kritik 
am Gesetzentwurf der Landesregierung vom 
11.04.2018 hatten die Regierungsfraktionen CDU 
und FDP am 10.10.2018 einen Änderungsantrag 
eingebracht, der den bisherigen Entwurf „ent-
schärfen“ und verfassungsrechtliche Bedenken 
ausräumen sollte. WDR.de fasste in einem Beitrag 
vom 09.10.2018 die wesentlichen Änderungen 
zusammen. Die Begriffe „drohende“ und „dro-
hende terroristische Gefahr“ wurden gestrichen. 
Es werden jetzt die konkreten Tatbestände aufge-
zählt, bei denen die Polizei präventiv einschreiten 
kann. Die mögliche Dauer des sog. Unterbin-
dungsgewahrsam wurde gesenkt. Der sog. Staats-

trojaner darf nur eingesetzt werden, wenn er die 
Anforderungen des Bundeskriminalamtes (BKA) 
erfüllt. 
In einem Beitrag vom 10.10.2018 auf der eigenen 
Website kritisiert Amnesty International, dass der 
neue Entwurf dennoch verfassungsrechtlich unzu-
lässig sei. Fußfesseln oder Telefonüberwachung 
aufgrund einer vagen Vermutung einer zukünfti-
gen Gefahr seien ein Verstoß gegen die Rechtssi-
cherheit. Auch eine Ingewahrsahmnahme von bis 
zu sieben Tagen allein zur Identitätsfeststellung 
sei äußerst bedenklich. 
 Für den 08.12.2018 hatte das Bündnis „Polizeige-
setz NRW stoppen!“ am erneut zu einer Demonst-
ration gegen das neue Gesetz aufgerufen. Nach 
Angaben der Veranstalterinnen protestierten in 
Düsseldorf über 3.000 Teilnehmende gegen die 
geplanten Verschärfungen. 
 
Landesregierung NRW - Gesetzentwurf (17/2351) 
(11.04.2018) 
 
Landtagsfraktionen CDU und FDP - Änderungsan-
trag (10.10.2018) 
 
WDR.de - Polizeigesetz NRW: Das sind die grund-
legenden Änderungen (09.10.2018) 
 
Amnesty International - Neuer Entwurf zum Poli-
zeigesetz in NRW: Gute Ansätze, noch mehr Ver-
säumnisse (10.10.2018) 
 
Bündnis "Polizeigesetz NRW stoppen!" - De-
monstrationsaufruf (03.12.2018) 
 
Facebook: PolGNRW stoppen  

Rechtsprechung und Erlasse

Unzureichende Leistungen nach § 3 
AsylbLG 
Nach einem Urteil des Sozialgerichts Stade vom 
13.11.2018 (Az.: S 19 AY 15/18) haben 

Beziehrinnen von Grundleistungen nach dem 
AsylbLG Anspruch auf höhere Leistungen.  Das 
Gericht führt zur Begründung aus, dass nach § 3 
Abs. 4 AsylbLG die Leistungshöhe jährlich entspre-

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMPT17-45.html
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMPT17-45.html
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2351.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2351.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-3865.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-3865.pdf
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/hintergrund-polizeigesetz-entschaerft-100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/hintergrund-polizeigesetz-entschaerft-100.html
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-neuer-entwurf-zum-polizeigesetz-nrw-gute-ansaetze-noch-mehr
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-neuer-entwurf-zum-polizeigesetz-nrw-gute-ansaetze-noch-mehr
https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-neuer-entwurf-zum-polizeigesetz-nrw-gute-ansaetze-noch-mehr
https://polizeigesetz-nrw-stoppen.de/2018/12/03/pressemitteilung/erneut-landesweite-demonstration-polizeigesetz-nrw-stoppen-am-8-12-in-duesseldorf/
https://polizeigesetz-nrw-stoppen.de/2018/12/03/pressemitteilung/erneut-landesweite-demonstration-polizeigesetz-nrw-stoppen-am-8-12-in-duesseldorf/
https://www.facebook.com/PolGNRWStoppen/
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chend der Veränderungsrate des SGB XII anzupas-
sen ist. Dass das Bundeministerium für Arbeit und 
Soziales seit 2016 keine Erhöhung verkündet ha-
be, sei irrelevant, da sich die Erhöhung direkt aus 
dem Gesetz ergebe. 
Die Rechtsanwältin Eva Steffen ruft daher in ei-
nem Informationsbrief vom 22.11.2018 dazu auf, 
für jeden Leistungsbescheid, der nach dem 
1.1.2017 eingegangen ist, einen Überprüfungsan-
trag nach § 44 SGB X zu stellen, um im Erfolgsfall 
rückwirkend höhere Leistungen zu erhalten. Die 
Überprüfungs-möglichkeit für diesen Zeitraum 
endet am 31.12.2018. Bei noch anfechtbaren Be-
scheiden solle Widerspruch eingelegt werden. 

Die Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung 
Asylsuchender hat am 07.12.2018 hierzu eine Ar-
beitshilfe mit einem Muster für einen Überprü-
fungsantrag bzw. einen Widerspruch veröffent-
licht.  
 
Sozialgericht Stade - Urteil (Az.: S19 AY 15/18) 
(13.11.2018) 
 
Rechtsanwältin Eva Steffen - Unzureichende Leis-
tungen nach dem AsylbLG! (22.11.2018) 
 
GGUA: Rechtswidrige Höhe der Grundleistungen 
nach Asylbewerberleistungsgesetz: Jetzt Nachzah-
lung beantragen (07.12.2018)  

Zahlen und Statistik 

Asylanträge im November 2018 
Nach Angaben des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge sind im November 14.130 Asylanträge 
(12.118 Erst- und 2.012 Folgeanträge) gestellt 
worden. Insgesamt sind in diesem Jahr (Januar bis 
November) 174.040 Asylanträge (151.944 Erst- 
und 22.096 Folgeanträge) gestellt worden. Die 
Top-5 Staatsangehörigkeiten im November sind 

absteigend Syrien, Iran, Irak, Türkei und Afghanis-
tan. 
Bei 18.644 Antragsentscheidungen lag die unbe-
reinigte Gesamtschutzquote für November bei 
39,8 %. Anhängig waren Ende November insge-
samt 58.538 Asylverfahren. 
 
BAMF: Aktuelle Zahlen zu Asyl (November 2018)

Materialien

Informationen zur Beantragung einer afgha-
nischen Tazkira 
Die Botschaft der Islamischen Republik Afghanis-
tan in Berlin übermittelte am 22.10.2018 eine 
Verbalnote an das Auswärtige Amt, in der unter 
anderem erklärt wird, wie eine Tazkira, das afgha-
nische Identitätsdokument, beantragt werden 
kann, ohne persönlich in Afghanistan vorstellig 
werden zu müssen. Dazu enthält die Verbalnote 
einen Leitfaden in sechs Schritten. 
 
Botschaft der Islamischen Republik Afghanistan in 
Berlin - Verbalnote (22.10.2018) 
 
 

Hinweise und Musterstellungnahmen zu 
Rückforderungen von Sozialleistungen we-
gen Verpflichtungserklärung 
Am 12.11.2018 hat der Flüchtlingsrat Niedersach-
sen aktuelle, vom DRK Kreisverband Aurich erstell-
te, Hinweise und Hilfestellungen veröffentlicht, 
um gegen Rückforderungen von Sozialleistungen 
aufgrund von Verpflichtungserklärungen für syri-
sche Verwandte vorzugehen.  
Jobcenter verschicken zurzeit viele Ankündigun-
gen oder Bescheide zur Rückforderung von Sozial-
leistungen an Personen, die zwischen 2013 und 
2015 Verpflichtungserklärungen zur Aufnahme 
syrischer Verwandter abgegeben haben. Zur Rück-
forderung entsprechender Leistungen urteilen die 
Gerichte unterschiedlich. 
 

https://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Urteil_SG_Stade_v._20.11.18_-____3_AsylbLG_-_Hoehe_der_Leistungen.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Urteil_SG_Stade_v._20.11.18_-____3_AsylbLG_-_Hoehe_der_Leistungen.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Informationsbrief_Unzureichende_Leistungen_nach_dem_AsylbLG_.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Informationsbrief_Unzureichende_Leistungen_nach_dem_AsylbLG_.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/AsylbLG-Nachzahlung.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/AsylbLG-Nachzahlung.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/AsylbLG-Nachzahlung.pdf
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-november-2018.pdf;jsessionid=F927AE588CC96CF2ECAAA0B835D3E2F0.1_cid368?__blob=publicationFile
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/Aktuelles/Afgh.Botschaft_zu-Passfragen-und-Tskira_20181022.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/Aktuelles/Afgh.Botschaft_zu-Passfragen-und-Tskira_20181022.pdf
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Flüchtlingsrat Niedersachsen - Stellungnahme 
betreffend Forderungen der Jobcentern an Patin-
nen und Paten (12.11.2018) 
 
 
DIMR-Publikation zur Unverletzlichkeit der 
Wohnung in Gemeinschaftsunterkünften 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) 
hat im Oktober 2018 die Analyse „Hausordnungen 
menschenrechtskonform gestalten“ herausgege-
ben. Die Autorinnen Hendrik Cremer und Claudia 
Engelmann ordnen den Themenkomplex juristisch 
ein und befassen sich dazu mit bestehenden 
Hausordnungen und der Praxiserfahrung von Sozi-
alarbeiterinnen. Die Studie gibt außerdem Emp-
fehlungen, wie die Hausordnung einer Flüchtlings-

unterkunft so gestaltet werden kann, dass Men-
schen- und Grundrechte gewahrt werden. 
 
DIMR - Hausordnungen menschenrechtskonform 
gestalten (10.2018) 
 
 
Arbeitsmarktlexikon 
Das Netzwerk Integration durch Qualifizierung (iQ) 
stellt auf seiner Webseite das Online-Lexikon ALEX 
zur Verfügung, das sich schwerpunktmäßig mit 
den Themen Arbeitsmarkt und Integration befasst. 
 
Netzwerk iQ - ALEX, Lexikon rund um Arbeitsmarkt 
und Integration 

Termine 

 
Bochum, 14.12.2018: Veranstaltung „Winterreise 2018 - Kultur und Infos zum Tag der Menschenrechte“. 
17:00 - 22:00 Uhr, Anneliese-Brost-Musikforum, Marienplatz 1, 44787 Bochum. 
Weitere Informationen auf www.facebook.com 
 
Mülheim an der Ruhr, 14.12.2018: Veranstaltung „Arbeitsmarktintegration und Anerkennung von ausländi-
schen Abschlüssen“. 17:00 Uhr, Centrum für bürgerschaftliches Engagement, Wallstraße 7, 45468 Mülheim 
an der Ruhr. 
Weitere Informationen auf www.frnrw.de/termine  
 
Dortmund, 15.12.2018: Veranstaltung „Demonstration/Kundgebung der Seebrücke Dortmund“. 13:00 - 
16:00 Uhr, Platz der Alten Synagoge, 44137 Dortmund.  
Weitere Informationen auf www.facebook.com 
 
Dortmund, 16.12.2018: Konferenz „Solidarische Migrationspolitik“. 11:00 - 18:00 Uhr, Kolpinghaus, Silberstr. 
24 – 26, 44137 Dortmund.  
Weitere Informationen auf www.dielinke-nrw.de 
 
Schloß Holte-Stukenbrock, 17.12.2018: Schulung des FR NRW „Kommunizieren zwischen den Kulturen. 
Interkulturelle Sensibilisierung“. 17:30 - 20:30 Uhr, Rathaus, Raum 129, Rathausstr. 2, 33758 Schloß Holte-
Stukenbrock. Anmeldungen bis zum 13.12.2018 bei Annalisa Mattei, ehrenamt2@frnrw.de oder telefonisch 
unter 0234 587 315 83.  
Weitere Informationen auf www.frnrw.de 
 
Köln, 19.12.2018: Veranstaltung „Bleibeperspektive, eine machtvolle Praxis – Ein Dokumentarfilm über die 
berufliche Integration von (Neu-)Zugewanderten aus rassismuskritischer Perspektive“. 18:30 - 20:30 Uhr, 
Odeon Kino, Severinstr. 81, 50678 Köln. 
Weitere Informationen auf www.facebook.com 
 

https://www.nds-fluerat.org/35331/aktuelles/stellungnahme-betreffend-forderungen-der-jobcentern-an-patinnen-und-paten/
https://www.nds-fluerat.org/35331/aktuelles/stellungnahme-betreffend-forderungen-der-jobcentern-an-patinnen-und-paten/
https://www.nds-fluerat.org/35331/aktuelles/stellungnahme-betreffend-forderungen-der-jobcentern-an-patinnen-und-paten/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_Hausordnungen_menschenrechtskonform_gestalten.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_Hausordnungen_menschenrechtskonform_gestalten.pdf
https://www.netzwerk-iq.de/publikationen/arbeitsmarktlexikon.html
https://www.netzwerk-iq.de/publikationen/arbeitsmarktlexikon.html
https://www.facebook.com/events/2162246070759375/?active_tab=about
https://www.frnrw.de/de/aktuell/termine.html
https://www.facebook.com/events/1076598479179083/
https://www.dielinke-nrw.de/termine/veranstaltungen/161218-konferenz-migrationspolitik/anmeldung-zur-migrationskonferenz/
mailto:ehrenamt2@frnrw.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/17122018-schloss-holte-stukenbrock-kommunizieren-zwischen-den-kulturen-interkulturelle-sensibilis.html
https://www.facebook.com/odeonkoeln/?eid=ARDk1T7TOJI8ZtMPVsxgVo-JuYregeoGZSAdYi9sGeVX4J9RhmbNz0uZellwGorz11RzXWkpwQzfNIp-
https://www.facebook.com/events/308356219770811/
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Düsseldorf, 21.12.2018: Veranstaltung „Flucht als Verbrechen - Infoveranstaltung mit Mare Liberum“. 15:00 - 
17:00 Uhr, zakk Düsseldorf, Fichtenstr. 40, 40233 Düsseldorf. 
Weitere Informationen auf www.facebook.com 
 
Mülheim an der Ruhr, 08.01.2019: Veranstaltung „Die Rolle des Kommunalen Integrationszentrums im Integ-
rationsprozess von Menschen mit Fluchterfahrung/Migrationshintergrund in Mülheim“. 12:00 Uhr, Centrum 
für bürgerschaftliches Engagement, Wallstraße 7, 45468 Mülheim an der Ruhr. 
Weitere Informationen auf www.frnrw.de/termine  
 
Reichshof, 10.01.2019: Seminar „Partizipation – Teilhaben“. 17:30 - 21:00 Uhr, Hunsheimer Herbstakademie, 
Kirchstr. 2, 51580 Reichshof.  
Weitere Informationen auf fluechtlinge-in-marienheide.de 
 
Haltern am See, 14.01.2019: Seminar des FR NRW „Argumentieren gegen Stammtischparolen. 17:00 - 20:00 
Uhr, Pfarrheim St. Sixtus, Gildenstr. 22, 45721 Haltern am See. Anmeldung bei Thea Jacobs unter Ehren-
amt1@frnrw.de.  
Weitere Informationen auf www.frnrw.de 
 
Essen, 14.01.2019: Veranstaltung „Wie geht Ehrenamt?“. 19:00 - 20:30 Uhr, VHS, Raum E. 11, Burgplatz 1, 
45127 Essen.  
Weitere Informationen auf www.vhs-essen.de 
 
Mülheim an der Ruhr, 22.01.2019: Veranstaltung „Thema Asylrecht: Grundlagen und aktuelle Entwicklun-
gen“. 17:00 Uhr, Centrum für bürgerschaftliches Engagement, Wallstraße 7, 45468 Mülheim an der Ruhr. 
Weitere Informationen auf www.frnrw.de/termine 
 
Haltern am See, 11.02.2019: Seminar des FR NRW „Basis-Seminar Asylrecht“. 17:00 - 20:00 Uhr, Pfarrheim 
St. Sixtus, Gildenstr. 22, 45721 Haltern am See. Anmeldung bei Thea Jacobs unter Ehrenamt1@frnrw.de.  
Weitere Informationen auf www.frnrw.de 
 
Essen, 22.02.2019: Veranstaltung „Politix 4.0 – die etwas andere Podiumsdiskussion: Rap trifft Politik“. 10:00 
- 12:00 Uhr, Weststadthalle Essen, Thea-Leymann-Str. 23, 45127 Essen 
Weitere Informationen auf www.facebook.com 
 
 

https://www.facebook.com/events/2006570996090398/
https://www.frnrw.de/de/aktuell/termine.html
https://fluechtlinge-in-marienheide.de/wp-content/uploads/2018/10/Flyer-HUNSHEIMER-HERBSTAKADEMIE-2018-als-PDF-Datei.pdf
mailto:Ehrenamt1@frnrw.de
mailto:Ehrenamt1@frnrw.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/12122018-halle-argumentationen-gegen-stammtischparolen.html
https://vhs-programm.essen.de/webbasys/index.php?kathaupt=11&knr=182.1A029F
https://www.frnrw.de/de/aktuell/termine.html
mailto:Ehrenamt1@frnrw.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/12122018-halle-argumentationen-gegen-stammtischparolen.html
https://www.facebook.com/events/2090269781007653/
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